
 
 
 
 
 
 
 

Bericht gemäß § 221 Absatz 4 AktG i.V.m. § 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 6  

Von der Ermächtigung vom 3. November 2006 hat der Vorstand nicht Gebrauch gemacht. Sie ist zum 
31. Oktober 2011 ausgelaufen. Das dafür gemäß Ziffer 5.5 der Satzung geschaffene bedingte Kapital 
wird daher nicht mehr benötigt. 

Um der Gesellschaft auch zukünftig die erforderliche Flexibilität zur Nutzung dieses Finanzierungsinstru-
ments zu erhalten, wird der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 6 vorgeschlagen, eine neue 
Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen und unter Aufhebung des bedingten Kapitals ge-
mäß Ziffer 5.5 der Satzung ein neues bedingtes Kapital zu beschließen. Damit erhält die Gesellschaft die 
Möglichkeit, flexibel auf die bei einer etwaigen Begebung herrschenden Marktbedingungen zu reagieren 
und so zum Vorteil der Gesellschaft und ihrer Aktionäre die bestmöglichen Finanzierungskonditionen zu 
erzielen. Das unter Aufhebung des bedingten Kapitals gemäß Ziffer 5.5 der Satzung neu zu schaffende 
bedingte Kapital, das der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten aus der Ermäch-
tigung dient, soll EUR 1.085.264,00 betragen. 

Die Begebung von Schuldverschreibungen bietet für die XING AG zusätzlich zu den klassischen Möglich-
keiten der Fremd- und Eigenkapitalaufnahme die Möglichkeit, je nach Marktlage attraktive Finanzie-
rungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen und hierdurch die Voraussetzungen für die künftige ge-
schäftliche Entwicklung zu schaffen. Die Einräumung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -
pflichten eröffnet der Gesellschaft die zusätzliche Chance, dass ihr die durch Ausgabe von Schuldver-
schreibungen aufgenommenen Gelder zum Teil als Eigenkapital erhalten bleiben. Die Emission von 
Schuldverschreibungen ermöglicht darüber hinaus die Aufnahme von Fremdkapital zu attraktiven Kondi-
tionen, das je nach Ausgestaltung der Anleihebedingungen sowohl für Bonitätsprüfungen als auch für 
bilanzielle Zwecke als Eigenkapital oder eigenkapitalähnlich eingestuft werden kann.  

Den Aktionären ist bei der Begebung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen  grundsätzlich 
ein Bezugsrecht einzuräumen. 

Sofern Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht 
gegen bar ausgegeben werden, soll der Vorstand in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 
wenn der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Das 
kann zweckmäßig sein, um günstige Börsensituationen rasch wahrnehmen und eine Schuldverschreibung 
schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Die Aktien- und Kredit-
märkte sind in den vergangenen Jahren deutlich volatiler geworden. Die Erzielung eines möglichst vor-
teilhaften Emissionsergebnisses hängt daher in verstärktem Maße davon ab, dass auf Marktentwicklun-
gen kurzfristig reagiert werden kann. Günstige, möglichst marktnahe Konditionen können in der Regel 
nur festgesetzt werden, wenn die Gesellschaft nicht für einen zu langen Angebotszeitraum an sie gebun-
den ist. Bei Bezugsrechtsemissionen ist, um die Attraktivität der Konditionen und damit die Erfolgschan-
cen der Emission für den ganzen Angebotszeitraum sicherzustellen, in der Regel ein nicht unerheblicher 
Sicherheitsabschlag erforderlich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugsprei-
ses bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität der Aktien- und Kreditmärkte be-
steht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Fest-
legung der Anleihebedingungen und damit zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei der Ge-
währung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit der Ausübung (Bezugsverhalten) eine alternative 
Platzierung bei Dritten erschwert bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbunden. Schließlich kann bei Ein-
räumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf eine 



 
 
 
 
 
 
Veränderung der Marktverhältnisse reagieren, was zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Kapitalbe-
schaffung führen kann. 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldverschreibungen nicht wesentlich 
unter dem Marktwert ausgegeben werden. Der Marktwert ist nach anerkannten finanzmathematischen 
Grundsätzen zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestsetzung unter Berücksichtigung der je-
weiligen Situation am Kapitalmarkt den Abschlag vom Marktwert so gering wie möglich halten. Damit 
wird der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts praktisch gegen null gehen, so dass den Aktionären 
durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Soweit 
dies nach der Einschätzung des Vorstands unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation geboten ist, 
wird der Vorstand hier sachkundigen Rat einholen und sich dazu der Unterstützung durch Experten be-
dienen. Dafür kommen sowohl die Emission begleitende Konsortialbanken als auch eine unabhängige 
Investmentbank oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft in Betracht. All dies stellt sicher, dass eine nen-
nenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien der Gesellschaft in Folge des Bezugsrechtsausschlusses 
nicht eintritt. Die Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft 
zu annähernd gleichen Bedingungen durch Erwerb über die Börse aufrecht zu erhalten. Dadurch ist ihren 
Vermögensinteressen angemessen Rechnung getragen. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur für Schuldver-
schreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht 
mehr als 10% entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert gerin-
ger ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Das vorstehende Ermächtigungsvolumen von 
10% des Grundkapitals verringert sich um den anteiligen Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entfällt 
oder auf den sich Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, 
die nach Beginn des 14. Juni 2012 unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer, entsprechender oder 
sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Diese 
Anrechnung geschieht im Interesse der Aktionäre an einer möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteili-
gung. 

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. -pflicht unter 
Ausschluss des Bezugsrechts beträgt der Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie mindestens 80% 
des Durchschnittskurses der XING AG-Aktien im Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder 
einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag der Beschlussfas-
sung durch den Vorstand über die Begebung der Schuldverschreibungen. Sofern den Aktionären ein Be-
zugsrecht auf die Schuldverschreibungen zusteht, wird alternativ die Möglichkeit eröffnet, den Wand-
lungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie anhand des Durchschnittskurses der Aktien der Gesellschaft im 
Xetra-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) während 
der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Wandlungs- oder 
Optionspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, festzulegen, 
wobei dieser ebenfalls mindestens 80% des Durchschnittskurses der XING AG-Aktien im Xetra-Handel an 
der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) betragen muss. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und 
zur Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden entweder durch Verkauf über die Börse 
oder in anderer Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Ein Ausschluss des Bezugsrechts er-
leichtert in diesem Fall die Abwicklung der Kapitalmaßnahme. 



 
 
 
 
 
 
Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern von mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten 
ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 
Ausübung ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Options-
pflicht zustünde. Dies bietet die Möglichkeit, anstelle einer Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Options-
preises den Inhabern zu diesem Zeitpunkt bereits bestehender Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -
pflichten ein Bezugsrecht als Verwässerungsschutz zu gewähren. Es entspricht dem Marktstandard, 
Schuldverschreibungen mit einem solchen Verwässerungsschutz auszustatten. 

Das vorgesehene neue bedingte Kapital dient dazu, die mit den Wandel- oder Optionsschuldverschrei-
bungen begebenen Wandlungs- oder Optionsrechte zu bedienen oder Wandlungs- oder Optionspflichten 
auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen. Stattdessen können auch andere, in der Ermächtigung genannte 
Erfüllungsformen eingesetzt werden.  


